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Geschätzte Mitglieder
Liebe Leserinnen und Leser

Bedenke Leser: Jeder Mensch braucht, wenn er gesund bleiben und nicht vorzeitig ins 
Grab steigen will, nebst genügender Nahrung und Kleidung ebenso notwendig ein ge-
wisses Quantum Licht und Luft. Letztere Lebenselemente sind zwar bis jetzt wenigstens 
unentgeltlich zu haben; jedoch werden selbe von der Unvernunft und Habsucht Einzel-
ner dennoch Tausenden vorenthalten. 

*
Die eingangs erwähnten Worte stammen nicht etwa aus meiner Feder, sondern vom 
Gründer des heutigen Basler Mieterverbandes, Wilhelm Arnold. 
	 Auch heute lässt sich feststellen, dass seine Worte nichts an Aktualität eingebüsst 
haben. Der grösste Teil seiner Propagandaschrift «Basel’s Wohnungselend» aus dem 
Jahre 1891 könnte auch heute geschrieben worden sein. 

*
Wir sagen es ungeschminkt: Der Grund- und Bodenwucher ist indirekter Menschen-
mord! Tausende leiden darunter. Es brachte uns die Verschlechterung der Wohnver-
hältnisse. Grund und Boden müssen in die Hand der Allgemeinheit, des Volkes, zurück-
gegeben werden. Der Staat hat die Pflicht, dafür zu sorgen, dass nicht Leben und Ge-
sundheit Tausender durch den arbeitslosen Erwerb und die Habgier Einzelner geschä-
digt werden. 

*
Auch diese Aussage, ebenfalls aus dem Jahr 1891 und von Wilhelm Arnold, hat an 
Dringlichkeit nichts eingebüsst. 
	 Der heutige Wohnungsmarkt befindet sich in den Händen von Investoren, welche 
schamlos ausnutzen, dass ein Dach über dem Kopf gerade in unseren Breitengraden 
nun halt einmal unabdingbar ist für ein menschenwürdiges Leben. Es hat mich per-
sönlich erschüttert zu lesen, dass Arnold’s Darlegung des Wohnungselends in Basel an 
Brisanz kaum eingebüsst hat. 
	 Wohl mögen die hygienischen Bedingungen in den Wohnungen heute einiges bes-
ser sein. Aber seine träfen Worte zur Spekulation mit dem nicht vermehrbaren Gut, 
dem Boden, sind heute noch genau so aktuell wie damals. 

*
Der Basler Mieterinnen- und Mieterverband (MV Basel 1891) setzt sich seit 125 Jahren 
mit ganzer Kraft für die Rechte der Mieterinnen und Mieter ein. Wir blicken nicht oh-
ne Stolz auf eine 125-jährige Vereinsgeschichte zurück, in welcher dank unseres Einsat-
zes und dem Einsatz unserer Vorgänger und Vorgängerinnen einiges für die Mieterin-
nen und Mieter erreicht und bewegt werden konnte. 
	 Wir laden Sie herzlich ein, mit uns am 31. Mai 2016 das 125-Jahr-Jubiläum unseres 
Verbandes zu feiern. Wir haben ein attraktives Programm für Sie zusammengestellt 
und ich freue mich, Sie dann persönlich begrüssen zu dürfen. 

	

	 Freundliche Grüsse
	 Kathrin Bichsel, Präsidentin

E d i t o r i a l
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Dienstag, 31. Mai 2016
ab 15.15 Uhr, Heuwaage Tramschlaufe: Eintreffen unserer Mitglieder zum 
Vorprogramm:

Ab 15.30 Uhr: Vorprogramm mit Tram und Birsig
15.30 Uhr, Heuwaage: Begrüssung an historischer Stätte (Erster Teil)1)

anschliessend: Auf Umwegen zum Rathaus - bequem per Mieterdrämmli 
oder abenteuerlich zu Fuss im Untergrund...2)

ab 17.15 Uhr, Marktplatz: Eintreffen unserer Mitglieder zum Hauptpro-
gramm:

Ab 17.30 Uhr: Hauptprogramm mit Jubiläums-Jahresversammlung:
17.30 Uhr, Marktplatz, Rathaus (Innenhof): Begrüssung an historischer 
Stätte (Zweiter Teil)1) 
> 	 anschliessend: Grussbotschaft Überraschungsgast
> 	 anschliessend: Auf direktem Weg zur Schifflände (zu Fuss)
> 	 anschliessend: Einstieg ins MS «Christoph Merian» 
> 	 anschliessend: Schotten dicht (Türen geschlossen) zur Jubiläums-
	 Jahresversammlung
> 	 anschliessend: Jubiläums-Jahresversammlung mit den statutarischen 
	 Geschäften3)

> 	 anschliessend: Jubiläums-Rundfahrt 
> 	 während der Rundfahrt: Schiffsapéro

Um 20.45 Uhr: Rückkehr des Jubiläums-Schiffs und Ausklingen 
unseres Jubiläums
21.00 Uhr, Schifflände: Lichterlöschen auf dem Schiff.

E i n l a d u n g

Heuwaage: Am Birsig starten wir!

Auf dem Rhein lassen wir uns verwöhnen!

Statutarische Geschäfte, Traktanden: 

1. 	 Begrüssung durch das Präsidium
2. 	Mitteilungen
3. 	Protokoll der JV vom 15. Juni 2015
4. 	 Jahresberichte und Verbandsfinanzen
	 4.1 Berichte des Präsidiums, des Sekretariats und der Rechtsabteilung
	 4.2 Jahresrechnung 2015
	 4.3 Décharge
	 4.4 Wahlen: Präsidium; übriger Vorstand; Kassierin; Revisorinnen
Gemäss Statuten müssen allfällige Wahlvorschläge und Anträge, welche in 
dieser Versammlung eingebracht werden sollen, dem Sekretariat spätestens 
fünf Tage vor der Versammlung schriftlich eingereicht werden. Das Proto-
koll der Jahresversammlung 2015 wird an der Versammlung aufliegen; es 
kann auch vorgängig telefonisch bezogen werden.

1) 	 Es hat genügend Klappstühle für Mitglieder, die nicht stehen mögen
2) 	 Wer zu Fuss mit uns in den Untergrund kommen will: Unbedingt Schuhwerk mit 

Sohlen und gutem Profil (keine Ledersohlen, keine offenen oder Absatzschuhe), gu-
te Kondition aufweisen und körperlich gesund sein 

3) 	 Nach der Jubiläums-JV besteht kurz Gelegenheit zum Ausstieg für Mitglieder, die 
auf Rundfahrt und Apéro verzichten

MV Basel 1891: 
Einladung zur Jubiläums-
Jahresversammlung



Öfter im MV Basel:
Er ist flexibel, zu-
verlässig, gründ-
lich und freundlich: 
unser Vertrauens-
anwalt Christoph 
Vettiger. Mag die 
Sprechstunde 
noch so gut be-
sucht sein, so lässt 
er sich dennoch 
nicht aus der Ruhe 
bringen. Und auch 

bei schwierigsten Mietproblemen 
können unsere Mitglieder darauf 
vertrauen, dass er die Sachlage in der 
vorgegebenen guten Viertelstunde 
gründlich abklärt. Und dass er einen 
gangbaren Weg vorschlägt. Gern ge-
ben wir seinen Wunsch weiter: Man 
möge doch bitte sämtliche Unterla-
gen zur Sprechstunde mitbringen, 
und diese möglichst bereits chrono-
logisch geordnet. «Die Rechtsberater 
werden es Ihnen», so meint unser 
Anwalt schelmisch, «mit einem Lä-
cheln danken.»
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«Hereinspaziert zu unserem Ju-
biläumsprogramm!», rufen 

wir unseren Mitgliedern am Diens-
tag, 31. Mai 2016 zu. Wir feiern un-
sere 125 Jahre Mieterschutz: Am 
Sonntag, 15. März 1891, wurden wir 
als «Basler Wohnungsmiether-Ver-
ein» in der Konzerthalle des «Zum 
Greifen» offiziell gegründet.
	D as Vorprogramm beginnen wir 
pünktlich um 16.00 Uhr an histori-
scher Stätte, beim Birsig an der Heu-
waage. Nach kurzen Reden tauchen 
die stärksten unserer Mitglieder ab 
in den Untergrund. Wir anderen 
bleiben alle gemeinsam an der Ober-
fläche und geniessen eine behagliche 
und informative Rundfahrt durch die 
Quartiere im Extra-Mieterdrämmli. 
	 Wir fahren am Zuhause einiger 
unserer Mitglieder vorbei und ver-
nehmen in ungezwungener Atmo-
sphäre einiges von ihren Mietersor-
gen und Nöten, aber auch von den 
dank gemeinsamen Engagements im-
mer wieder eintretenden Erfolgen.

Nach einer guten Stunde im Mieter-
drämmli heisst es am Marktplatz: 
«Umsteigen zum schönen Innenhof 
des Basler Rathauses!» Dort dürfen 
wir eine historische und eine mo-
derne Grussbotschaft empfangen. 
	D ann geht’s wiederum gemein-
sam die paar Schritte zu Fuss zur Lan-

31. Mai: Zum Jubiläum aufs Schiff
destelle unseres Jubiläums-Schiffs, der 
renovierten und verjüngten «Chris-
toph Merian». Auf dem Flaggschiff 
der Basler Personenschifffahrt hal-
ten wir (wie gewohnt kurz) unsere 
Jubiläums-Jahresversamlung ab. 
	U nd schon heisst es: Leinen los! 
Wir geniessen einen lauschigen 
Abend auf dem Rhein und freuen 
uns auf kleine Gespräche unter fröh-
lichen Mitgliedern unseres wachsen-
den Verbands. Der  Jubiläums-Apéro 
wird unsere Stimmung versüssen. 
	 Erholt und zufrieden werden wir 
um 20.45 Uhr an der Schifflände an-
legen.

NB: Keine Sorge, auch wer nicht so 
gut zu Fuss ist, ist herzlich willkom-
men. Gern auch mit Rollator! Wer 
weiss, vielleicht gibt es auf dem 
Marktplatz ein schönes Gruppen-
bild aller Jüngeren und Junggeblie-
benen, nach dem Motto: «Wir lassen 
uns nicht vertreiben und nicht ver-
drängen!»

Patrizia Bernasconi, Geschäftsleiterin 
MV Basel und Mitglied im nationalen 
Vorstand (SMV)

Erfolgsrechnung 		  Rechnung 2014 	 Budget 2015	 Rechnung 2015	 Budget 2016	
Merkblätter 		  2’876.00 	 2’500.00	 1’363.50	 1’000.00
Mitgliederbeiträge 		  910’857.50	 913’560.00	 939’637.53	 943’000.00	
Beratungen 		  42’625.00	 35’500.00	 43’430.00	 40’000.00
Spenden/übriger Ertrag 		  15’421.65	 9’000.00	 14’320.34	 9’000.00 
Total Ertrag 		  971’780.15	 960’560.00	 998’751.37	 993’000.00
Merkblätter 		  1’661.75	 1’500.00	 557.00	 500.00
Abgaben 		  329’451.45	 301’400.00	 304’892.10	 319’760.00
Personalaufwand 		  459’422.25	 484’500.00	 465’444.30	 497’500.00
Verwaltungsaufwand 		  142’991.60	 144’900.00	 145’331.11	 157’800.00
Werbung/Aktionen/Kampagnen
(inkl. Rückstellungen) 		  27’028.80	 17’000.00	 68’743.20	 20’000.00
Abschreibungen 		  6’694.15	 3’000.00	 2’330.00	 2’500.00
Total Aufwand 		  967’250.00	 952’300.00	 987’297.71	 998’060.00
Reingewinn/-verlust 		  4’530.15	 8’260.00	 11’453.66	 -5’060.00

Bilanz	 per 31.12.14		  per 31.12.15	
		  Aktiven	 Passiven	 Aktiven	 Passiven
Flüssige Mittel 	 422’222.42		  453’305.39
Debitoren 	 2’613.12		  1’795.36
Aktive Rechnungsabgrenzung 	 17’321.05		  17’890.05
Anteilscheine 	 2’700.00 		  2’700.00
Mobiliar/EDV 	 4’660.00		  2’330.00
Kreditoren 		  26’233.40		  25’208.40
Passive Rechnungsabgrenzung 		  49’030.95		  45’651.95
Rückstellungen 		  183’548.60		  205’003.15
Vermögen 		  186’173.49		  190’703.64
Gewinnn/Verlust 		  4’530.15	 	 11’453.66
Total Aktiven/Passiven 	 449’516.59	 449’516.59	 478’020.80	 478’020.80

Jahresrechnung und Bilanz

Neu im MV Basel:
Kaum war sie in den 
Vorstand gewählt, 
schon gestaltete 
Tonja Zürcher ak-
tiv mit. Rasch war 
sie für unsere oran-
ge Jubiläumsiniti-
ative unverzicht-
bar. Die unaufge- 
regte, kompeten-
te, kompromissbe-

reite und gleichwohl konsequente Art 
der erst 33-Jährigen überzeugt.
	 Ihr politisches Gespür wird ein 
kostbares Gut für einen künftigen 
MV Basel sein. Und ihre berufliche 
NGO-Erfahrung (sie leitet eine WWF-
Sektion) wird der Basler Mieterbewe-
gung viel Zusatznutzen bringen.
	 Engagiert und hartnäckig setzt sie 
sich gegen Wohnungsnot und Ver-
drängung ein und weckt damit grad 
in unseren Mieterkreisen (und weit 
über ihre Partei, die links-alternative 
«BastA! – Liste 8», hinaus) viel Hoff-
nung. Sie schaut, grad auch als Gross-
rätin, den Behörden kritisch auf die 
Finger.
	 So wehrt sie sich mit Verve, wenn 
es um «Stadtentwicklung» und «Auf-
wertung» geht. Ganz im Sinne des 
MV Basel und seiner Mitglieder will 
sie den Quartieren keine massiven 
Änderungen aufzwingen lassen. «Wer 
im Quartier wohnt», sagt sie, «soll 
auch aktiv mit einbezogen werden!»

Tonja Zürcher, 
Vorstand MV 
Basel

Christoph 
Vettiger, Ver-
trauensanwalt 
MV Basel

Seit dem 18. Juni 2014: Die erste Leuchtschrift einer Kantonalsektion
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Episoden aus (m)einem hart umkämpften Mietpolitjahr
Eigentlich möchten wir 
schlicht Ihre Rechte schützen. 
Dabei landen wir sogleich 
in der Politik. Dort sind wir 
zwar die Cleveren und die 
Ehrlichen. Doch Bürokratie 
und Macht machen uns das 
Leben schwer. 

Das Schöne vorweg: Am 31. Janu-
ar 1915, einem Sonntag (!), fand 

im zweisprachigen Biel/Bienne der 
erste »Nationale Kon-
gress der Mieter» 
statt. Von allen da-
mals bereits existen-
ten Mieterverbän-
den waren Delega- 
tionen an den Fei-
ern vertreten. 
 	 Wir vom Basler 
Mieterverband wa-

ren dabei besonders stolz, denn wir 
haben als Kantonalsektion Wesent-
liches zur Schweizer Mieterbewe-
gung beigetragen. Der Basler «Woh-

nungsmiether-Verein» war, als er am 
15. März 1891 (ebenfalls einem Sonn-
tag!) formell gegründet wurde, der 
erste Mieterschutzverein in der gan-
zen Schweiz. 
	 Wir in Basel gaben somit, zusam-
men mit dem spät im Jahr 1891 ge-
gründeten MV Zürich, den Anstoss 
für die Schweizer Mieterbewegung. 
Und in späteren Jahren gingen von 
Basel weitere starke Impulse aus, mit 
einem Basler Präsidenten des natio-
nalen Dachverbands und mit einer 
Basler Redaktion der Deutschschwei-
zer Mieterzeitung.

1891 bis heute: politisch aktiv
So wie damals erheben wir vom Bas-
ler Mieterverband auch weiterhin 
den Anspruch, auf dem politischen 
Parkett präsent und aktiv zu sein, 
was Ihre Mietwohnsituation angeht:
	 Wir haben im Berichtsjahr die 
ersten zwei unserer kantonalen Ju-
biläumsinitiativen lanciert: die 
blaue (Erläuterungen dazu auf die-
ser Seite sowie auf Seite 6 unten 
links) und die grüne (siehe Seiten 8 
und 10 unten links).
	 Wir haben die dritte (orange) Ju-

biläuminitiative intensiv vorberei-
tet (Erläuterungen dazu auf den Sei-
ten 5, 7, 9 und 11 unten rechts).
	D ank Ihrer tollen Unterstützung 
haben wir die ersten beiden Jubilä-
umsinitiativen schon Ende Jahr fak-
tisch zustande gebracht. Für die 
orange «Wohnschutzinitiative» wol-
len wir nun möglichst rasch eben-
falls die erforderlichen 3000 Unter-
schriften sammeln. So können wir 
im laufenden Jubiläumsjahr («125 
Jahre Basler Mieterverband» bzw. 
«125 Jahre Basler Mieterschutz») alle 
drei gemeinsam einreichen. 
	D arüber hinaus halfen wir im Be-
richtsjahr bei der Unterschriften-
sammlung für die eidgenössische In-
itiative unseres Dachverbands (SMV) 
«Mehr bezahlbare Wohnungen» mit. 
Diese Initiative will den preisgünsti-
gen Wohnungsbau fördern; weitere 
Unterschriften sind sehr erwünscht.
	 Ebenfalls im Berichtsjahr kam es 
zur Volksabstimmung über die kan-
tonale Juso-Initiative «Wohnen für 
alle». Wir wurden seinerzeit um Mit-
hilfe bei der Formulierung gebeten 
und sammelten später rund ein Fünf-
tel der Unterschriften in eigener Re-

gie. Natürlich bedauerten wir, dass 
es aufgrund einiger ungünstiger Ein-
zelfaktoren zu einem «Nein»-Mehr 
an den Urnen kam, doch sehen wir 
darin keineswegs eine Absage an den 
Miet- und Wohnschutz und schon gar 
kein negatives Präjudiz für unse- 
re kantonalen Mietwohnschutzintia- 
tiven. 

Der «gläserne Mieter»
In Basel achten Behörden sehr oft 
darauf, dass die Geldmaschinerien 
der Immobilienhändler stets gut ge-
ölt sind. Wer Sand ins Getriebe der 
Fonds und der Anlagestiftungen 
streut, wie dies eine gewählte Volks-
vertreterin  und Mietengagierte in 
meiner Position wohl tun muss, ris-
kiert den dauerhaften Misserfolg.
	U mso mehr konnte ich mich – 
stellvertretend für die direkt betrof-
fenen Wohnungssuchenden – über 
meinen guten Erfolg in Sachen Mie-
terdatenschutz freuen. Das kam so:
	 Die kantonale Immobilienverwal-
tung («Immobilien BS») stellte ein 
Bewerbungsformular auf ihre web-
site, bei der die Wohnungsinteres-
sent/innen ihre eigenen sensiblen 

Patrizia Bernas-
coni, Geschäfts-
leiterin MV Basel

Angriffe auf Wohnhäuser in Basel: Massenkündigung bei der Feuerwache (4051, Mostackerstrasse 14)...
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Jubiläumsinitiative I:

Ehrlichkeit
Preiserhöhung ohne Mehrleistung? 
Heikel! Das weiss man bei Coop, Mi-
gros und an den Tankstellen. An-
ders bei Mietwohnungen. Wer end-
lich eine Wohnung gefunden hat 
und einen Mietvertrag abschliesst, 
darf heute legal übers Ohr gehauen 
werden. Das geht nicht. Die Preis-
treiberei beim Wohnungswechsel 
muss ein Ende haben. Für eine sol-
che Verbesserung haben wir im Be-
richtsjahr innert kürzester Zeit ge-
nügend Unterschriften gesammelt. 
Beschämend, dass es hierfür über-
haupt erst so etwas wie unsere 
blaue Initiative «Mieterschutz beim 
Einzug» braucht.

Mieterschutz beim Einzug 
(JA zu bezahlbaren Neumieten)

Der Alltag wird härter und das Klima 
rauher. Die Sachverhalte, deretwegen 
man unsere Beratung nachfragt, wer-

den komplexer, die 
Heiz- und Betriebs-
abrechnungen wer-
den komplizierter, 
und die Nebenkos-
ten steigen an. 
  Hinzu kommen 
neuartige Baumän-
gel und Geräteim-
missionen, die auf 

bisher nicht gewohnte und nun ver-
mehrt angewandte Technologien zu-
rückzuführen sind. Man denke an die 
unbeliebten Umluftsysteme («Um-
lüftungen») und an Folgeprobleme 
der modern gewordenen «Verdich-
tung» bei Fenstern und Türen.

Unsere Einzelberatungen:  Härter. Anspruchsvoller. Noch erfolgreicher.
	 Längst hat der MV Basel 1891 mit 
seiner Rechtsabteilung auf die kom-
plexer werdenden Auseinandersetzun-
gen zwischen Mietparteien und Ver-
mieterseite reagiert. Im Vorfeld von 
Schlichtungsverfahren suchen wir den 
Weg der Verhandlungen. Das kann im 
persönlichen Gespräch mit der Verwal-
tung geschehen oder auch über Korres-
pondenz oder auf beiden Wegen. 
	 Wenn aus den intensivierten Ver-
handlungen dann ein guter und gütli-
cher Abschluss eines Mietproblems re-
sultiert, dann hat sich, so meinen wir, 
der Zusatzaufwand gelohnt. Und die 
Dankbarkeit unserer Mitglieder zeigt 
uns, dass Sie dies ebenso sehen.
	 Was wir eingangs zum wachsenden 
Druck auf die Mieterseite erwähnt ha-
ben, gilt leider noch verstärkt bei den 

Kündigungen. Grosse Sorgen bereitet 
der Mieterschaft in Basel und Riehen 
ja seit Längerem der Trend zu Kündi-
gungen mit – vorgeschobenen oder 
überzogenen – Begründungen wie «To-
talsanierung» oder «Umbau». Überla-
gert wird dies durch einen neuen Trend 
zu Kündigungen mit der Begründung: 
«Eigenbedarf». Stecken hinter den Sa-
nierungskündigungen eher institutio-
nelle Anlieger und Kleinspekulanten, 
so stammen Eigenbedarfskündigungen 
durchwegs von «kleinen» privaten Ver-
mieterinnen und Vermietern. 
	 Doch auch Eigenbedarfskündigun-
gen belasten die Mietparteien genau-
so wie Sanierungskündigungen. Aus 
Mietersicht sind sie abzulehnen. Dies 
gilt erst recht, wenn es sich beim Ei-
genbedarf – was vielfach zu vermuten 

Peter Steiner, stv. 
Leiter Rechtsab-
teilung MV Basel
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Episoden aus (m)einem hart umkämpften Mietpolitjahr
Personendaten bereits vollumfäng-
lich abliefern mussten, um überhaupt 
auf die Bewerbungsliste für eine 
staatliche Mietwohnung zu kommen. 
	 So wurde schon in diesem verfrüh-
ten Moment etwa nach dem genau-
en Gehalt gefragt, was mit Doku-
menten zu belegen gewesen wäre. 
	 Im Parlament und auch hinter 
den Kulissen schaffte ich das Be-
wusstsein, dass dieses staatliche Vor-
gehen sämtlichen Empfehlungen des 
Eidgenössischen Datenschutzbeauf-
tragten diametral widerspricht. 
	 Erreichen konnte ich so, dass sich 
der kantonale Datenschutzbeauf-
tragte erneut des Dossiers annahm.
	 So mussten die IBS schliesslich 
nochmals über ihre Bücher gehen. 
Und siehe da, sie nahmen das mut-
masslich rechtswidrige Formular vom 
Netz und ersetzten es durch ein kor-
rektes neues Formular, welches die 
Privatsphäre der Wohnungssuchen-
den einigermassen respektiert.
	O hne meine Vorstösse in meiner 
Doppelfunktion als Geschäftsleite-
rin des MV Basel und als gewählte 
Volksvertreterin wäre das negative 
Beispiel der staatlichen Immobilien-

behörde sakrosankt geblieben. Ein 
gutes Beispiel für moderate Einfluss-
nahme im Interesse von Recht und 
Gesetz. Denn für uns ist klar, dass 
der Staat mit gutem Beispiel voran-
gehen muss. 
	 Ebenso erwarten wir von privaten 
Liegenschaftsverwaltungen, dass sie 
diesem Beispiel folgen. Gerade in 
Zeiten ausgeprägter Wohnungsnot 
ist es wichtig, dass eine Mietpartei 
nicht zum «gläsernen Bürger» wer-
den muss, wenn sie  sich für eine 
Wohnung interessiert.

Rosental: Trauer und Zorn
Am 22. September 2002 hatte die Bas-
ler Stimmbevölkerung den Wind-
mühlen erfolgreich getrotzt und 
«Nein» gesagt zum Abbruch der Ro-
sentalhäuser. Auch in der Folge konn-
te man hinter der Messe »gut und 
günstig wohnen», wie die Bewoh-
ner/innen einhellig bekräftigten. 
	M ehr als dreizehn Jahre – eine 
sehr lange Zeit! – hatten die Häuser 
sämtlichen politischen und rechtli-
chen Tricks der «Zürich Versiche-
rungen» und der Basler Behörden er-
folgreich widerstehen können. Am 

Abend des 7. Dezembers 2015 dann 
war Schluss. Ein Abbruchunterneh-
men hatte die guten und bezahlba-
ren Wohnhäuser geschleift. Bis auf 
den letzten Stein.
	 Was haben ich und eine Hand-
voll weiterer Politikerinnen nicht al-
les getan, um diese dreizehn Jahre 
Schutz für die Wohnhäuser hinter 
dem Messeturm zu erlangen. Vor-
stösse im Parlament, Knochenarbeit 
hinter den Kulissen, wütende Me-
diencommuniqués. 
	 Zuletzt berichteten uns unsere 
Mitglieder verärgert, dass die Wohn-
gebäude für Spezialübungen mit 
Schutzhunden zweckentfremdet und 
beschädigt würden,  weshalb ich in ei-
nem Interview vor den Kameras von 
«telebasel» noch die Forderung erhe-
ben musste, der Kanton solle «ent-
eignungsähnliche Massnahmen» zum 
Schutz der bezahlbaren Wohnun-
gen ergreifen. 

Die dunkle Seite der Politik
So funktioniert die Politik in Basel: 
Die Regierung machte sich, auf eine 
parlamentarische Anfrage von mir 
im Grossen Rat, gar nicht erst die 

Mühe, den Skandal zu beschönigen. 
Ja, tatsächlich hätten zwischen Feb-
ruar und Juni 2015 insgesamt vier 
Übungen der Sondereinheit der Kan-
tonspolizei stattgefunden, schlug sie 
mir und der Basler Wohnbevölke-
rung um die Ohren: «Allgemein er-
achtet es der Regierungsrat nicht als 
eine staatliche Aufgabe, betreffend 
Zwischennutzung auf potenzielle 
Liegenschaftsbesitzerinnen und Lie-
genschaftsbesitzer zuzugehen.» Im 
Übrigen gebe es «keine Verpflichtung, 
den (Bau-) Entscheid umzusetzen». 
	M it anderen Worten: Abbruch auf 
Vorrat, stets als übles Zeichen von 
Spekulantentum verschrien, wird 
durch die Basler Regierung salonfä-
hig gemacht.

Gegen Gleichgültigkeit angehen
So endet das Berichtsjahr damit, dass 
der Kanton gleichgültig zuschaut, 
wie wertvoller Wohnraum ersatzlos 
vernichtet wird. So wie es Mieterin-
nen und Mieter schon seit eh und je 
durchmachen müssen. Wir alle soll-
ten uns davon aber nicht unterkrie-
gen lassen. 

15. Juni 2015, Jahresversammlung im schönen Fauteuil-Saal: Warten auf den grossen 
Ansturm

ist – um bloss vorgeschobene oder 
doch zumindest nicht dringliche Si-
tuationen handelt. Leider sind hier 
die ordentlichen Schlichtungs- und 
Gerichtsinstanzen soweit überblick-
bar viel zu lasch im Umgang. 
	 Nur der Vollständigkeit halber sei 
erwähnt, dass der MV Basel gerade 
im Falle von Kündigungen sämtliche 
Register zugunsten der direkt Betrof-
fenen ziehen kann. Infrage kommen 
direkte rechtliche Interventionen auf 
Mandatsbasis durch unsere Rechts-
abteilung, aber gegebenenfalls auch 
der Beizug unserer Vertrauensanwalt-
schaften oder gar die Einrichtung eines 
Gruppenfalls mit Sammelklage. So kön-
nen wir unseren Mitgliedern immer 
häufiger und besser Mühsal im Um-
gang mit dem Vermieter abnehmen.

Jubiläumsinitiative III:

Widerspruchsfrei
Die heutige Basler Verfassung ist 
noch immer widersprüchlich und lü-
ckenhaft. Obwohl sie ausdrücklich 
einen «ausgeglichenen» Wohnungs-
markt verlangt, sieht sie als konkre-
te Massnahme einzig und allein die 
Förderung von «Neubauten» vor. Ein 
Kanton ist aber keineswegs «aus-
geglichen», wenn er mit teuren «Neu-
bauten» gepflastert ist – sondern 
erst dann, wenn auch genügend 
bestehender Wohnraum geschützt 
und gefördert wird, und wenn die-
ser bestehende Wohnraum auch be-
zahlbar ist und bleibt. Unsere oran-
ge Initiative sieht genau dies vor.

Wohnen ohne Angst vor Ver-
treibung (JA zu mehr Rücksicht 
auf ältere Mietparteien)

...und Massenkündigung beim Spalentor (4051, Missionsstrasse 8-10)� Bilder: Dominik Labhardt, Fotograf, Basel
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Angriffe auf Wohnhäuser in Basel ff: Massenkündigung im Spalen (4055, Allschwilerstrasse 71)...
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Vorweihnachtszeit: Trauriger unchristlicher Rekord
Neunzehn grosse Mietver-
sammlungen, ein neuer 
Rekord, mussten wir im 
grossen Wartezimmer des 
MV Basel am Claraplatz 
durchführen. Am schlimms-
ten war’s vor Weihnachten.

Blick zurück auf die Vorweih-
nachtszeit 2015: Wenn es draus-

sen dunkel wurde, trafen sich über-
raschte Nachbar/in-
nen in unserer 
Halbfünfuhr-
Sprechstunde. Jah-
relang schon hat-
ten sie nebeneinan-
der gewohnt: im 
selben Quartier, 
derselben Überbau-
ung, ja teils im sel-
ben Haus. Doch erst 

bei uns erfuhren sie voneinander 
und ihrem gemeinsamen Problem: 
das Schreiben der Verwaltung mit 
der Ankündigung einer «umfassen-

den Sanierung». Sie alle werden da-
durch vor Probleme gestellt, es be-
droht ihren Alltag und ihre Zu-
kunft.

«Glück im Unglück»…
Dabei hatten die einen, obwohl dies 
zynisch klingt, noch Glück im Un-
glück. Denn in manchen der Grup-
penfälle kündigten die Schreiben 
der Verwaltung «lediglich» einen ge-
salzenen Mietaufschlag an. Zwar 
drohen dadurch Haushaltsbudgets 
zu kippen, und Ferienpläne müssen 
begraben werden, weil das Geld nach 
dem Aufschlag nicht mehr so weit – 
oder gar nicht mehr – reicht.
	D och anderen bleibt nicht mal 
dies. Denn die Ankündigung der 
«umfassenden Sanierung» war ver-
knüpft mit der Kündigung. Das ent-
spricht der miesesten aller Varian-
ten: Der Eigentümer will «seine» Lie-
genschaft zunächst leerkündigen, 
um dann in aller Ruhe teuersanie-
ren zu können. Danach kann er auf 
dem sogenannt freien Markt von den 
Nachmietparteien noch stärker über-
höhte Mieten verlangen. 

Dezember 2015: Allzeit-«Rekord»
Seit nunmehr über zehn Jahren gilt 
der MV Basel mittlerweile als letzte 
Hoffnung in diesem Profitpoker, «um-
fassende Sanierung mit anschlies-
sender Mietzinserhöhung» genannt. 
Doch der Ansturm im Berichtsjahr 
vor Weihnachten schlug alle negati-
ven Rekorde. Noch am Heiligabend 
hatte die MV Basel-Rechtsabteilung 
den letzten Einschreibebrief an die 
Mietschlichtungsstelle zu versen-
den, um die Fristen für die Sammel-
einsprachen zu wahren. 
	D as Fazit des von den Grossinves-
toren angezettelten «Dezember-
Sturms»: sieben zusätzliche Sammel-
klagen, davon vier Sammelklagen we-
gen Massivaufschlägen nach Sanie-
rungen und drei Massenkündigun- 
gen. Über 200 Personen waren und 
sind von diesem zweifelhaften Weih-
nachtsgeschenk betroffen, über 120 
Dossiers vertritt der MV Basel seit-
her zusätzlich. 

Grossinvestoren, Kleinspekulanten
Bei den Sanierungssammelklagen 
zeigt sich eine Ballung im Gundeli 

(Gundelitor, Gundeldingerstrasse, 
Münchensteinerstrasse). Die Absen-
der der unfrohen Botschaften stam-
men ausnahmslos von auswärtigen 
Grossinvestoren. 
	A nders strukturiert sind die Mas-
senkündigungen mit Opfern im Ise-
linquartier, in Kleinhüningen und 
im Grossbasler Zentrum. Dort bildet 
sich eher persönlicher Egoismus 
«kleiner» Immobilienbesitzer und 
Immobilienhändler ab. Diese stehen 
immer offener zu ihrem dreisten Ver-
halten – und begründen es ebenso 
offen mit der spekulanten-freundli-
chen Wohnpolitik der Basler Regie-
rung seit Wegfall des Abbruch-
schutzgesetzes. Mehrfach gehörtes 
Motto: «Ihre Regierung will ja, dass 
wir sanieren und teuer vermieten!»

Wie es weiter geht
Erstaunlich: Noch in jeder der mitt-
lerweile rund 120 Sammelklagen 
konnte der MV Basel Verbesserun-
gen erzielen, teils durch zähe Ver-
handlungen und teils durch Rechts-
mittelverfahren. Bei der Begren-
zung der sanierungsbedingten Mas-

Beat Leuthardt, 
Leiter Beratungs-
abteilungen MV 
Basel

Unsere Geschäftsmietberatungen:  Wir bauen aus – gegen das Lädelisterben!
Wer Geschäftsräumlichkeiten ange-
mietet hat, wird von der angespann-
ten Situation im Mietwesen ebenso-
wenig verschont wie wer zur Miete 

wohnt. Einerseits 
sind Geschäftsmiet- 
parteien heute von 
Kündigungen be-
troffen, die der Ver-
mieter ausspricht, 
um ein geändertes 
Nutzungskonzept 
durchsetzen zu kön-
nen. Umgekehrt wei-

gern sich Vermieter oft, einem be-
rechtigten Wunsch der Geschäfts-
mietpartei nach Nutzungsänderun-
gen wegen geänderter Nachfrage 
zuzustimmen.  Die sonst so betont 
marktorientierte Vermieterschaft 
wirkt in diesen Fällen unvermittelt als 

marktfeindliche Innovationsbremse. 
Nicht selten trägt dies wesentlich da-
zu bei, dass ein renommiertes Geschäft 
zur Geschäftsaufgabe gedrängt wird. 
	 Bei den Geschäftsmieten gilt noch 
weit verstärkt, was schon bei den Woh-
nungsmieten erkennbar ist: Kompli-
zierte und vielschichtige Sachverhal-
te, Interessenslagen und Rechtssitua-
tionen führen dazu, dass die indivi- 
duelle Beratung aufwändiger und um-
fangreicher wird. Gerade bei Geschäfts-
mieten sind Standardlösungen aus dem 
Internet wenig tauglich. 
	 Bereits vor Zeiten hat die Rechts-
abteilung des MV Basel begonnen, ver-
stärkt auf den zunehmend wichtiger 
werdenden Zweig der Geschäftsmiete 
einzugehen. Das Standardwissen wur-
de soweit nötig aufgestockt, und Spe-
zialwissen wird nicht nur trainiert, 

sondern auch seit Jahren in der Praxis 
umgesetzt. 
	 Der Unterzeichnete ist als Kon-
taktperson und Spezialist für Geschäfts-
miet-Rechtsberatung direkt ansprech-
bar. Termine für individuelle Rechts-
beratung werden gern über das Se-
kretariat vermittelt. Vorläufig bleibt 
bei den Beratungstarifen noch alles 
beim Alten (siehe unsere Tabelle mit 
allen Dienstleistungen). Mit dem sys-
tematischen Ausbau der Geschäfts-
mietberatung wird dies zwar in Zu-
kunft nicht mehr möglich sein. Doch 
werden wir die Tarife nur moderat 
anheben und so dafür garantieren, 
dass jedes Coiffeurgeschäft, jeder 
kleine Lebensmittelladen und jedes 
andere Kleingeschäft bei uns umfas-
send und bezahlbar beraten und ver-
treten werden kann.

Jubiläumsinitiative I:

Deklarationspflicht
Wir wollen bezahlbare Mieten –  
gerade auch beim Einzug in eine 
neue Wohnung. Mitglieder berichte-
ten uns im 2015 von folgendem Mus-
ter: Der Vormieter bezahlte 1100 
Franken monatlich an Miete, doch 
der neu eingezogenen Mieterin wur-
den knallhart 1300 Franken verlangt: 
Cash 200 Franken für den Vermieter 
ohne jede Mehrleistung. Solchen 
Missbrauch kann unsere kantonale 
Initiative zwar nicht gänzlich verbie-
ten, sie kann aber wenigstens Trans-
parenz schaffen. Der Vermieter soll 
der neuen Mietpartei deklarieren 
müssen, wie hoch die Miete vorher 
war. Eigentlich ein Gebot des An-
stands. 

Mieterschutz beim Einzug
(JA zu bezahlbaren Neumieten)

Peter Steiner, stv. 
Leiter Rechtsab-
teilung MV Basel
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...und Massenkündigung im St. Johann (4056, Elsässerstrasse 79)� Bilder: Dominik Labhardt, Fotograf, Basel

Der MV Basel als «Zufluchtsort»: Opfer der Massenkündigung an der Holderstrasse

Vorweihnachtszeit: Trauriger unchristlicher Rekord
sivanstiege sind gütliche Einigungen 
eher noch möglich. Sehr viel schwie-
riger ist es bei den Reihenkündigun-
gen. Investoren, die sich zu dieser 
unsozialen Massnahme entschlossen 
haben, sind in der Regel nicht mehr 
verhandlungsbereit. 
	 Wie von uns stets kritisiert gibt 
es ja in der Schweiz keinen Kündi-
gungsschutz, der seinen Namen ver-
dient. Und selbst bei offensichtlich 
vorgeschobenen Kündigungen, wie 
sie vonseiten der Kleinspekulanten 
gern inszeniert werden, ist es gemäss 
der immer mal wieder vermieter- 
und spekulantenfreundlichen Bas-
ler Schlichtungs- und Gerichtspra-
xis schwierig für die in einer Sam-
melklage zusammengeschlossenen 
Mietparteien, zu ihrem Recht zu 
kommen. 
	D as Gute daran: Dank aufopfern-
dem Einsatz erst der MV Basel-
Rechtsabteilung und später der MV 
Basel-Vertrauensanwaltschaften ge-
lingt es immer mal wieder, vorge-
schobene Reihenkündigungen auch 
als solche zu entlarven und gericht-
lich beseitigen zu lassen. 

Renditedenken immer extremer
Das führt im Vergleich zu früheren 
Berichtsjahren dazu, dass die Auf-
schläge nach Gesamtsanierung – 
welche beispielsweise  Zürcher Ban-
ker den Basler Mietparteien aufdrü-
cken – immer massiver werden. Schon 
länger ist bekannt, dass die Rolle lo-
kaler Liegenschaftsverwaltungen auf 
dem grossen Mietrenditemarkt ten-
denziell abnimmt. Die wahren Play-
er sitzen an den Strategiepulten der 
Anlagestiftungen und Fonds, viel-
fach im fernen Zürich. Ohne Kennt-
nis der von ihnen strukturierten Lie-
genschaften und ohne Interesse da-
ran operieren sie so, wie sie es ge-
lernt haben: Wie wenn sie an der 
Börse wären. Leider erkennen die 
Basler Schlichter und Richter nicht, 
dass dieses Renditedenken zu immer 
höheren Mietzinssprüngen führt und 
damit auch hohes soziales Spreng-
potenzial enthält. 
	 Ebensowenig wollen sie wahrha-
ben, dass Renditekündigungen im-
mer häufiger auch rechtlich als miss-
bräuchlich zu gelten haben. Statt-
dessen arbeiten sie die Aufschläge 

und Rausschmisse nach «Schema F» 
ab. Dabei lassen sie die Gedanken an 
Gerechtigkeit und an sozialen Aus-
gleich unter den Dohlendeckeln ver-
schwinden. 

Wohnen ohne Vertreibungsangst
Nicht zuletzt deswegen lanciert der 
MV Basel nun seinen womöglich wich-
tigsten kantonalen Vorstoss seit der 
Petition gegen die Wohnungsnot vom 
13. April 1891: «Wohnen ohne Angst 
vor Vertreibung». Die Investoren trei-
ben es eindeutig zu weit. Jetzt sollen 
unsere ganz normalen Mittel einge-
setzt werden, um das Wohn- und Bo-
denmanagement einzelner Grossin-
vestoren wieder ins Lot zu bringen. 	
	M it einem dieser Mittel – der 
Mietzinskontrolle, also der Begren-
zung der heute schier unbegrenzten 
Zinsaufschläge – will unsere neue 
Wohnschutzinitiative bewirken, dass 
Sanierungen wieder mit den Miet-
parteien zusammen gemacht wer-
den anstatt gegen sie. Und dass end-
lich Schluss ist mit diesen unseli-
gen, zutiefst unsozialen und beelen-
denden Reihenkündigungen.

Jubiläumsinitiative III:

Abgesichert!
Unserer orangen Initiative gönnten 
wir eine lange Vorlaufzeit. 2 Jahre 
dauerte die Perfektionierung unse-
res Initiativtextes. Allein im Berichts-
jahr haben wir in unzähligen Arbeits-
stunden und sechs Seminarien dar-
an «gefeilt». Wir haben alle Aspekte 
der Stadtentwicklung mitberück-
sichtigt. Wir haben die betroffenen 
Grundrechte sorgfältig abgewogen. 
Und wir haben unsere Text-Entwür-
fe einem unabhängigen Gerichtsprä-
sidenten zur kritischen Bewertung 
vorgelegt. Nun liegt unsere Initiati-
ve rechtlich abgesichert vor. Und be-
deutet für alle sozial eingestellten, 
unvoreingenommenen Bürger/innen 
ein politisches Muss.

Wohnen ohne Angst vor Ver-
treibung (JA zu mehr Rücksicht 
auf ältere Mietparteien)

Weitere Beratungs-Rekordzahlen
So wichtig unsere Sammelklagen 
sind, so bilden sie doch nur die Spit-
ze des Eisbergs. Fast alle unserer ein-
zelnen Beratungs-Dienstleistungen 
verzeichnen erneut zahlenmässig 
Anstiege. So konnten wir im Jahr 
2015 geschätzt in nicht weniger als 
15‘000 intensiven Einzelberatungen 
helfen. 
	A m stärksten gewachsen sind 
mit rund 33 Prozent die schriftli-
chen Anfragen sowie die umfang-
reichen Mandate. Auf hohem Ni-
veau blieb unsere Wohn-Fachbera-
tung (zu Fragen wie Einzug, Mängel 
und Übergabe). Und getäuscht hat 
sich, wer glaubte, aufgrund unse-
res ausgebauten website-Angebotes 
(rund 40‘000 Fragen und Antwor-
ten) würden die Zahlen der telefo-
nischen oder der Sprechstunden-
Beratung zurückgehen. 
	D as Erfreuliche zuletzt: Unsere 
Mitgliederzahlen steigen und stei-
gen. Diesmal wiederum um zwei Pro-
zent, auf mittlerweile 10‘487 (nach 
unten bereinigt) per Ende 2015.
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Was sich unsere Fachleute von der Basler «Schlichti» wünschen
Die Schlichtungsstelle für 
Mietstreitigkeiten ermög-
licht Mieterinnen und 
Mietern unkompliziert und 
kostenlos zu ihrem Recht zu 
kommen. Ein Blick zurück 
auf das vergangene Schlich-
tungs-Jahr gibt Einblick, 
wirft Fragen auf und lässt 
zu wünschen übrig.

Die Schlichtungsstelle soll Miete-
rinnen und Mietern ermögli-

chen, ihre Rechte einfacher geltend 
zu machen. «Damit soll sie einen 
wesentlichen Beitrag zur Regulie-
rung der Mietpreisentwicklung leis-
ten.» So wurde dies zumindest in ei-
ner Basler Ratsdebatte 1932 formu-
liert. Aufgrund dieser vom MV Basel 
initiierten Ratsdebatte wurde das 
kostenlose Schlichtungsverfahren 
1934 im Kanton Basel-Stadt einge-
führt. Basel nahm damit eine Vor-

reiterrolle ein, rund 60 Jahre später 
wurden schweizweit kostenlose 

Schlichtungsstel-
len für Mietstreitig-
keiten eingeführt. 
Doch welche Funk-
tion erfüllen diese 
heute? Sollen sie in 
erster Linie die  
Gerichte entlasten 
oder verstehen sie 
sich immer noch 
als Instrument der 
Regulierung?

	    Ernst Jost, Leiter der Schlich-
tungsstelle für Mietstreitigkeiten 
Basel-Stadt, sieht als zentrale Aufga-
ben die Entlastung der Gerichte und 
die Beilegung von Streitigkeiten. 
«Das Schlichtungsverfahren ist münd-
lich und niederschwellig, der Rechts-
weg soll für alle zugänglich sein.» 
Doch gemäss neuer Zivilprozessord-
nung müssen die Parteien persön-
lich anwesend sein, sie dürfen sich 
nur im begründeten Notfall vertre-
ten lassen; es sei denn, es handelt sich 
um Vermieter/innen, die eine Ver-
waltung beauftragt haben. In den 

meisten Fällen sitzen den Mietpar-
teien folglich Verwaltungen gegen-
über, also Profis gegenüber Laien. 
Die Ungleichheit ist augenfällig. Sie 
wird zum Glück dadurch abge-
schwächt, dass gewisse Verwaltun-
gen keine Ahnung von der Materie 
haben und gewisse Mietparteien sich 
ganz im Sinne des Selbsthilfegedan-
kens des MV Basel gut vorbereiten 
und sich so auch gut vertreten kön-
nen. Dabei stellt sich die Frage, wie 
genau eine Privatperson ihre Anlie-
gen formulieren muss. Reicht es, 
wenn etwa jemand sagt, mit der Ne-
benkostenabrechnung nicht einver-
standen zu sein – oder muss man ge-
nau sagen können, was nicht geset-
zeskonform ist? Sollen die bei einer 
Verhandlung ebenfalls anwesenden 
Fachleute untersuchen, ob die Ab-
rechnung richtig ist – oder nur den 
vorformulierten Anträgen der Kla-
gepartei folgen?
	I n Basel werden die Schlichtungs-
verhandlungen von sechs verschie-
denen paritätisch zusammengesetz-
ten Kommissionen durchgeführt. 
Neben einem neutralen Vorsitz ist 

jeweils ein Vertreter oder eine Ver-
treterin des MV Basel sowie eine Ver-
tretung des Hauseigentümerver-
bandes Basel-Stadt dabei. Als Schrei-
berin oder Schreiber ist zudem ein 
Mitglied der Schlichtungsstelle an-
wesend. Diese haben aber lediglich 
beratende Funktion innerhalb der 
sogenannten Kammern. Diana Göll-
rich, Vertrauensanwältin des MV Ba-
sel, erlebt die verschiedenen Kam-
mern der Schlichtungsstelle sehr 
unterschiedlich. «Das Resultat einer 
Verhandlung hängt sehr davon ab, 
wie die jeweilige Kommission sich 
zusammensetzt und wer den Vor-
sitz hat. Kündigungen werden nur 
selten aufgehoben, meistens wird 
lediglich über eine Erstreckung, al-
so einen Aufschub der Kündigungs-
frist, gesprochen.»

Vergleich auf Umwegen
Als Beispiel nennt sie eine Mietzins-
erhöhung wegen wertvermehren-
der Investitionen. Diese wurde von 
der Schlichtungsstelle wesentlich ge-
kürzt. Der Vergleich wurde von der 
Vermieterschaft nicht angenom-

Barbara Retten-
mund, Vorstand 
MV Basel, Miet-
vertreterin 
Schlichtungsstelle

Gastbeitrag: Dr. Inge Baer-Voemel

Angriffe auf Wohnhäuser in Basel ff: : Massenkündigung in Kleinhüningen (4057, Holderstrasse 15-21)...
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 Ein schon bezahlter Ferienflug wird 
ersatzlos gestrichen, und zurück er-
hält man ein paar Einkaufsgutschei-
ne? Undenkbar: Das weiss man bei 
Kuoni und bei Tui. Anders bei Miet-
wohnungen. Bloss eine einzige Mo-
natsmiete erhält in der Regel, wer 
schuldlos in eine «umfassende Sanie-
rung» mit Lärm, Staub, Gestank oder 
gar Asbest gerät. Verlangt man mehr, 
geht’s rasch zum Gericht. Und da 
kann es teuer werden. Das geht so 
nicht weiter. Mit richterlicher Unter-
stützung haben wir die grüne Initiati-
ve erarbereitet, damit der Zugang 
zum Recht wieder einfach wird. Die 
Unterschriften waren im Berichtsjahr 
rasch gesammelt.
Mieterschutz am Gericht (JA zu 
bezahlbaren Mietgerichtsverfahren)

Jubiläumsinitiative II:

Gutgeheissen
Unser Beratungsalltag:  «Die Seele der Beratung»
Ein generelles Ziel unserer Sprech-
stunden und Kurzberatungen ist es 
zu wissen, dass jede von uns berate-

ne Person unser 
Beratungszentrum 
mit einem guten Ge- 
fühl verlässt. Dem 
tragen wir in unse-
rem Beratungsall- 
tag Rechnung.

	    Zu Recht erwar-
ten unsere Rat su-
chenden Mitglieder 

von unseren juristischen Kurzbera-
tungen eine ganze Menge. So sollen 
unsere Rechtsexpert/innen mit 
Sachkompetenz und einer klaren 
Einschätzung der Rechtslage vorge-
hen. Und sie sollen die möglichen 
rechtlichen und praktischen Instru-

mente zur Verbesserung der meist 
delikaten Mietsituation herausarbei-
ten und verständlich weitergeben. 
Dass jede einzelne unserer Grund-
dienstleistungen für Mitglieder un-
entgeltlich ist, schmälert die Bera-
tungsqualität in keiner Weise.
	 Alle Vorgaben haben wir auch im 
Berichtsjahr erfüllt, wie die ausneh-
mend guten Rückmeldungen zufrie-
dener Mitglieder nahelegen. Das 
hängt sicherlich auch damit zusam-
men, dass wir im Alltag nicht nur auf 
unsere fachliche Kompetenz achten, 
sondern auch auf die «weichen» Fak-
toren, wie man heute wohl sagt. 
	 Denn trotz der fachlichen Nüch-
ternheit sollen unsere Kurzberatun-
gen auch anteilnehmend und mit-
fühlend ausfallen. Schon bei der 

Auswahl der Fachleute – und erst 
recht in unseren Weiterbildungen – 
achten wir deshalb darauf, unsere 
Sprechstunde und jede einzelne Be-
ratung auch menschlich «zu optimie-
ren».
	 Am Beispiel der Kurzberatung zu 
den Nebenkosten zeigt sich unsere 
«Hilfe zur Selbsthilfe» sehr treffend. 
So beugen wir uns in der Beratung 
gemeinsam mit unserem Mitglied 
über die unübersichtlichen Abrech-
nungspapiere. Beim gemeinsamen 
Durchblättern zeigen sich «die gros-
sen Aufreger» rasch; meist geht es ja 
um einiges an Geld. Dabei führen wir 
die Mietpartei sanft durchs Bera-
tungsgespräch und achten darauf, 
keine wertvolle Zeit an unbedeuten-
de Details drangeben zu müssen. 

Bernhard Itsch-
ner, Rechtsexper-
te MV Basel
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Was sich unsere Fachleute von der Basler «Schlichti» wünschen
men, die Mietzinserhöhung jedoch 
auch nicht an die nächste Instanz 
weitergezogen, der Mietzins blieb 
wie gehabt. Ein Jahr später erhält 
die betroffene Mietpartei erneut ei-
ne Mietzinserhöhung mit derselben 
Begründung. Doch jetzt wird diese 
von der Schlichtungsstelle kaum ge-
kürzt. Damit ist die Mietpartei nicht 
einverstanden und geht eine Ins-
tanz weiter. Vor dem Mietgericht 
treffen die Parteien auf denselben 
Vorsitzenden, der bereits bei der ers-
ten Verhandlung vor der Schlich-
tungsstelle den guten Vergleich vor-
geschlagen hatte. Das Gericht for-
muliert in der Folge denselben Ver-
gleich wie in der ersten Verhandlung, 
nur sind diesmal beide Parteien ein-
verstanden, der Mietzins wird in 
vernünftigem Rahmen angepasst. 
Unvernünftig waren allenfalls der  
grosse Umweg, den dieser Vergleich 
nehmen musste und die unter-
schiedliche Einschätzung der ver-
schiedenen Kammern der Schlich-
tungsstelle. 
	 Grundsätzlich erlebt Diana Göll-
rich die Schlichtungsstelle als ver-

mieterfreundlich. «Die Mietpartei-
en fühlen sich oft unverstanden. Da 
die Schlichtungsstelle davon aus-
geht, dass die Vermieter eher über 
die Mittel verfügen, einen Fall wei-
terzuziehen, werden die Vergleiche 
oft so formuliert, dass die Vermie-
terschaft einverstanden ist.» Dies im 
Einklang mit der Vorgabe, die Ge-
richte zu entlasten und damit Kos-
ten zu sparen. Die Vertrauensanwäl-
tin wünscht sich von der Schlich-
tungsstelle mehr Mut: «Fälle, die auf 
der Kippe stehen, müssten vermehrt 
zum Vorteil der Mieterinnen und 
Mieter formuliert werden, gerade 
weil die Vermieter die besseren Mög-
lichkeiten haben, zur nächsten Ins-
tanz zu gehen. Eine erste rechtliche 
Einschätzung zugunsten der Miete-
rinnen und Mieter kann je nachdem 
auch dazu führen, dass Vermieter 
nicht weiterziehen.»
	 Kathrin Bichsel, ebenfalls Ver-
trauensanwältin und Präsidentin 
des MV Basel, macht ähnliche Erfah-
rungen. Auch sie erlebt die einzel-
nen Kammern unterschiedlich: «Wie 
ein Fall beurteilt wird, hängt von 

der Zusammensetzung der Kommis-
sionen ab. Insbesondere bei miss-
bräuchlichen Kündigungen müsste 
die Schlichtungsstelle die rechtli-
che Situation genauer ansehen, um 
sie dann entsprechend abzuwägen 
und zu beurteilen.» 

Kündigungen auf Vorrat
Als sehr speziell erlebte sie im Be-
richtsjahr die Kündigungen gegen-
über rund der Hälfte aller Mietpar-
teien in einem Wohnhaus an der 
Dittingerstrasse. Viele der Betroffe-
nen waren über 80, die älteste Mie-
terin 92 Jahre alt. Eine Partei be-
wohnte die Liegenschaft seit deren 
Erstellung 1965, mit entsprechend 
moderatem Mietzins. Die Vermieter-
schaft konnte an der Verhandlung 
vor der Schlichtungsstelle kein Pro-
jekt präsentieren. Umso mehr ver-
wunderte es, dass sie nur jeder zwei-
ten Mietpartei gekündigt hatte. Sie 
begründete dies damit, die betref-
fenden Wohnungen würden bereits 
in der ersten Bauetappe unbewohn-
bar. Schon eine solche Voraussage 
erschien der Schlichtungsstelle an-
gesichts eines fehlenden Projekts 
als unglaubwürdig. Weiter begrün-
dete die Vermieterschaft die Kündi-
gungen mit Wasserschäden in den 
gekündigten Wohnungen, welche 
so schnell als möglich behoben wer-
den müssten. Niemand unter den 
langjährigen und sorgsamen Miete-
rinnen und Mietern wusste jedoch 
etwas von solchen Schäden in ihren 
eigenen Wohnungen. 
	S elbst wenn die Vermieterschaft 
ein ausgereiftes Projekt hätte vor-
weisen können, wäre es nicht nach-
vollziehbar gewesen, wieso Sanie-
rungsarbeiten für die einen Miet-
parteien zumutbar gewesen wären, 
während andere deswegen hätten 
ausziehen müssen. Die Kündigun-
gen wurden von der Schlichtungs-
stelle als «Kündigungen auf Vorrat» 
eingestuft und in der Folge als miss-
bräuchlich aufgehoben. Der Fall 
wurde an die nächste Instanz wei-

...und Massenkündigung im Unteren Kleinbasel (4057, Mattenstrasse 74-76)� Bilder: Dominik Labhardt, Fotograf, Basel

Kindergerechter MV Basel! (Naja, im 
Rahmen der baulichen Möglichkei-
ten...)

tergezogen. Als Anwältin der gekün-
digten Mietparteien erhielt Kathrin 
Bichsel für die Verhandlung vor Zi-
vilgericht zwei randvolle Ordner mit 
Unterlagen zum Projekt. «Diese Pa-
pierflut verunsicherte mich im ers-
ten Moment, doch bereits nach ei-
ner oberflächlichen Prüfung der Un-
terlagen wurde klar, dass diese un-
brauchbar waren.» Es handelte sich 
um Werkverträge, die nicht unter-
zeichnet waren. Auf den Plänen wur-
den Beilagen erwähnt, die in den 
Unterlagen fehlten. Sämtliche Un-
terlagen wurden nach der Kündi-
gung und sogar nach der Verhand-
lung an der Schlichtungsstelle er-
stellt. Aufgrund der beiden Ordner 
konnte nicht beurteilt werden, in-
wiefern die Wohnungen von der Sa-
nierung betroffen sind. Auch das Zi-
vilgericht hob die Kündigungen auf.

Mutigere Vergleiche
Die staatliche Schlichtungsstelle für 
Mietstreitigkeiten ist im Kanton Ba-
sel-Stadt eine wichtige Institution; 
praktisch alle Einwohnerinnen und 

Fortsetzung auf Seite 10

Unser Beratungsalltag:  «Die Seele der Beratung»
Prüfung der «Plausibilität» und der 
«Transparenz» nennt sich dies im 
Fachjargon. 
	 Auf solche und ähnliche Weise 
sparen wir unseren Mitgliedern Zeit 
und Geld. Und zum Ende der Sprech-
stunde klären wir, ob es weitere 
«Hilfe zur Selbsthilfe» braucht, oder 
ob die nächsten Schritte ohne uns 
geplant werden können. 
	 Bestehen aber so richtig happige 
Probleme, die unter Umständen 
auch zu Schlichtern und Richtern 
führen, so beraten wir Sie gern 
auch intensiver und zu den publi-
zierten – kostengünstigen – Son-
derkonditionen. Vorher gemeinsam 
die Chancen und Risiken abzuwä-
gen bleibt unser übergeordnetes 
Ziel. 

Viele Jahre lang wohnte der 96-jähri-
ge ex-Bundesbeamte am Claragra-
ben, zahlte stets pünktlich seine Mie-
te und legte stets Wert auf gute 
Nachbarschaft. Doch der Eigentümer 
roch ein gutes Geschäft und kündigte 
das Haus leer. Das überlebte die Nach-
barin nicht, und der Pensionär muss-
te, obwohl noch völlig fit, ins Pfleg-
heim zügeln. Hier setzt unsere orange 
Initiative an: Der Kanton soll bei Woh-
nungsnot mit allen zulässigen Mass-
nahmen dafür sorgen, dass der Bau-
herr sorgfältig saniert, auf seine 
treuen Mietparteien Rücksicht nimmt, 
sie wohnen lässt und die Mieten nicht 
oder massvoll erhöht.
Wohnen ohne Angst vor Ver-
treibung (JA zu mehr Rücksicht auf 
ältere Mietparteien)

Jubiläumsinitiative III:

Wohnungsnot
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Unser Beratungsalltag: Erfolg hat, wer die eigenen Rechte kennt!
Wenn der Referenzzinssatz sinkt wie 
im Berichtsjahr geschehen, so haben 
viele Mietparteien das Recht auf eine 

Senkung des Miet-
zinses und sollten 
die Möglichkeit er-
greifen, dies zu be-
antragen. Ich war 
persönlich stolz, die-
se Informationen in 
der Kampagne des 
Basler Mieterinnen- 
und Mieterverbands, 
speziell auf dem 

breit gestreuten Flyer, präsentieren 
zu dürfen.
	 Sinkt also der Referenzzins, so lässt 
das die Vermieter heute in den aller-
meisten Fällen unbeeindruckt; die 
Mietpartei muss daher selber han-

deln und ein formelles Senkungsbe-
gehren stellen. 
	 Vor dieser Handlung empfiehlt es 
sich, die Chancen bei uns in der Rechts-
beratung des MV Basel einschätzen zu 
lassen. Als Rechtsexpertin beurteile 
ich dann, ob zum Beispiel die soge-
nannte Orts- und Quartierüblichkeit 
ein Hindernis sein könnte oder ein 
Mietzinsvorbehalt oder eine Befris-
tung des Mietvertrags.
	 Nehmen wir ein konkretes Beispiel 
aus der Beratungspraxis im Berichts-
jahr. Ulla Meierhofer (Name geändert) 
hatte eine Mietzinssenkung bean-
tragt, dann aber von der Liegenschafts-
verwaltung eine negative Antwort er-
halten mit der Begründung: «Der 
jetzige Mietzins liegt unterhalb der 
Orts- und Quartierüblichkeit.»

	 Wir prüften das Anliegen in unse-
rer Sprechstunde und zogen dabei, 
wie dies die Mietschlichtungsstelle 
auch tun würde, ein statistisches In-
strument («Mietpreisraster») bei. 
Dadurch konnten wir das Gegenteil 
der von der Verwaltung geltend ge-
machten Argumente belegen.
	 In der Beratungs-Viertelstunde 
selbst haben wir gemeinsam eine 
Antwort an die Verwaltung entwor-
fen. Mieterin Ulla Meierhofer schick-
te sie ab – und die Freude war gross,  
als sie die ihr zustehende und ge-
rechte Mietzinssenkung doch noch 
bekam. 
	 Mein persönliches Fazit: Es hilft, 
die eigenen Rechte zu kennen, um er-
folgreich zu sein. Wer richtig handelt, 
der kann mit Erfolg rechnen.

Angriffe auf Wohnhäuser in Basel und Riehen: Massenkündigung im Niederholz (4125, Hörnliallee 69)...

Einwohner kommen in irgendeiner 
Weise mit dem Mietrecht in Berüh-
rung. Sie ist niederschwellig, kos-
tenlos und man kann sich selber 
vertreten. Doch bei genauerer Be-
trachtung steht heute nur noch die 
Aufgabe, die Gerichte zu entlasten, 
im Mittelpunkt. Dies hat weitrei-
chende Konsequenzen für Mieterin-
nen und Mieter. Dass unter dieser 
Voraussetzung Vergleiche zuguns-
ten der Vermieter bevorzugt wer-
den, ist nachvollziehbar. Die Aufga-
be, die Mietpreise zu regulieren und 
damit eine Institution zu schaffen, 
die das Profitdenken auf dem Woh-
nungsmarkt reguliert, so wie es in 
den 1930er Jahren formuliert wur-
de, scheint innerhalb der neolibera-
len Gesellschaftsordnung irgendwo 
untergegangen zu sein. Abhilfe schaf-
fen können Klärungen innerhalb der 
Schlichtungsstelle. Wieviel Fachwis-
sen kann man erwarten, wenn Mie-
ter und Mieterinnen sich selber ver-
treten, während die Vermieterschaft 
Verwaltungen delegieren kann? Er-
halten alle Klageparteien eine Fach-
beratung, die ihnen aufzeigt, wie 
ein Anliegen formuliert werden 
muss, damit es auch vor den weite-

ren Instanzen anerkannt wird? Mu-
tigere Vergleiche und genauere recht-
liche Abwägungen könnten auch ge-
währleistet werden, wenn man nicht 
mehr davon ausgeht, dass nur die 
Vermieter weiterziehen. Mit der Ju-

Fortsetzung von Seite 9 biläumsinitiative «Mieterschutz am 
Gericht (JA zu bezahlbaren Mietge-
richtsverfahren)» geht der MV Basel 
genau diesem Missstand nach. Be-
zahlbare Verfahren, die für beide 
Parteien zugänglich sind, ermögli-

chen Vergleiche auf der Schlichtungs-
stelle, bei denen rechtliche Erwä-
gungen, gesunder Menschenverstand 
und Fingerspitzengefühl mehr Ge-
wicht haben als die Sorge um das 
Wohl des Vermieters. 

Das schlichtende Wartezimmer

Meine Mandantin und ich sassen 
zusammen im Wartezimmer 

der Schlichtungsstelle, als der Wei-
bel verkündete, die Behörde habe 
fünfzig Minuten Verspätung. 
	I ch ging zur Anwältin der Ver-
mieterin und fragte sie, welchen 
Vergleich sich ihre Vermieterin von 
der Schlichtungsverhandlung wohl 
erwarte. Nach kurzem Hin und Her 
setzten wir uns alle an eines der 
Wartezimmer-Tischchen und be-

gannen eine Auslegeordnung. Rund 
vierzig Minuten später rief uns dann 

der Weibel in den 
Verhandlungssaal. 
Da hatten wir unse-
ren Vergleich schon 
beinahe ausgehan-
delt. Die Schlich-
tungsverhandlung 
war nach zehn Mi-
nuten zuende; sie 
hatte bloss dazu ge-
dient, schriftlich 

festzuhalten, was wir am Warte-
tischchen ausgehandelt hatten.

Gegenseitige Erwartungen
Die Kunst des Anwalts ist es, berech-
tigte Erwartungen, die jemand mit 
einem mietrechtlichen Problem an 
ihn hat, der Realität anzupassen. Da-
zu gehört auch, die Funktion des 

Schlichtungsverfahrens zu klären – 
also zwischen Schlichten und Rich-
ten zu unterscheiden. 
	D ie heutige Schlichtungsstelle 
baut auf die Autonomie beider Par-
teien. Von allen wird erwartet, dass  
sie über den eigenen Schatten sprin-
gen und einen eigenen Beitrag zur 
Lösung des Konflikts leisten.  
	D er Entscheid wird den Parteien 
indes in der Regel nicht abgenom-
men. Die Schlichter/innen bieten ih-
nen stattdessen eine Gelegenheit 
zum Dialog, machen eine Auslege-
ordnung und geben eine erste Ana-
lyse. 
	I m Beispiel aus dem Berichtsjahr 
ist ein guter Vergleich zustandege-
kommen. Dank Verspätung, dank 
gegenseitiger Dialogbereitschaft, 
und dank dem Wartezimmer der 
Basler Schlichtungsstelle.

Christoph Rudin
Vertrauens-
anwalt des MV 
Basel

Noch der beste Anwalt muss  
berechtigte Mieter-Erwar-
tungen der Realität an-
passen. Das kann zu un-
gewöhnlichem Schlichten 
führen.

Wir wehren uns gegen unbezahlbare 
Mietgerichtsverfahren. Heute drän-
gen uns unseriöse Grossvermieter zu 
unvorteilhaften Schlichtungs-Verglei-
chen. Sie drohen mit Gericht und wis-
sen, dass wir überfordert sind mit 
dem Risiko, zuletzt womöglich auch 
noch die teure Rechnung des Vermie-
ter-Anwalts bezahlen zu müssen. Un-
sere Initiative will auf maximal 500 
Franken begrenzte Gerichtsgebüh-
ren. Und für den Gegenanwalt wol-
len wir unter keinen Umständen 
mehr etwas bezahlen müssen. Ei-
gentlich beschämend, dass wir diese 
«gleich langen Spiesse» erst noch an 
der Urne durchsetzen müssen.

Mieterschutz am Gericht (JA zu 
bezahlbaren Mietgerichtsverfahren)

Jubiläumsinitiative II:

Kostenfreiheit

Ella Bühler, 
Rechtsexpertin 
MV Basel
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Dr. Jürg Tschopp, 66, Rentner und  
zufriedenes Mitglied des MV Basel 1891

Jürg Tschopp ist pensionierter Natur-
wissenschafter. Während vieler Jahre 
war er Fachmann und «Networker» 
bei einem grossen Verkehrsclub. Er 
kennt jede neu eröffnete Tram- und 
Trolleybuslinie in ganz Europa und 
Kanada wie seine Westentasche.

...und Massenkündigung im Gundeli (4053, Dittingerstrasse 31)     �  Bilder: Dominik Labhardt, Fotograf, Basel

Zum Glück geben sie nicht klein bei: Opfer der Massenkündigung am Burgweg.
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Recht auf Wohnen für alle
Die Wohnungsnot bedroht 
das menschenwürdige 
Leben von grossen Teilen 
der Bevölkerung. Ihr muss 
mit einer aktiven Wohnpo-
litik im Sinne des Rechts auf 
Wohnens begegnet werden.

Sehr aufgeregt: So lässt sich um-
schreiben, wie sie – zusammen 

mit ihren beiden Töchtern Tanja 
und Marita – in un-
sere Rechtsberatung 
kam. Denn am Vor-
tag hatten Rosalba 
Franco (Namen ge-
ändert) und all ih-
re Nachbarinnen 
und Nachbarn die 
Kündigung erhal-
ten. Die Begrün-
dung lautete: um-

fassende Sanierung der Liegenschaft. 
	 «Sogleich die Kündigung im un-
entgeltlichen Verfahren der Miet-
schlichtungsstelle anfechten und 
gleichzeitig als Eventualbegehren 
Mieterstreckung verlangen», lautete 
zusammengefasst unsere Beratung. 
	 Frau Franco, eine alleinerziehen-
de Mutter, hatte bereits auf ihrem 
PC eigene Informationen eingeholt. 
Sie las auf der Website des Statisti-
schen Amtes, dass der Leerwoh-
nungsbestand im Kanton Basel-
Stadt im Jahr 2015 nur gerade mal 
0,3 Prozent  betrug; das sind bei 
rund 107‘000 Wohnungen ganze 361 
leerstehende Wohnungen. Im Jahr 
zuvor waren es ebenfalls bloss 0,2 
Prozent gewesen.

Ein Jahr Erstreckung reicht nicht
Da bleibe die Wohnungssuche aus-
serordentlich schwierig, sagte sie 
zu recht. Die ordentliche Kündi-
gungsfrist von drei Monaten sei viel 
zu kurz, fügte sie bei. Selbst bei ei-
nem Mietaufschub von einem Jahr 

bleibe die Wohnungssuche sehr 
schwer. 
	R osalba Franco erlebt jetzt mit 
ihren beiden Kindern hautnah die 
Konsequenzen der Wohnungsnot. 
Sie fürchtet, keine Wohnung mehr 
zu finden. Oder dann muss sie eine 
Wohnung anmieten, die angesichts 
ihres Teilzeit-Einkommens und der 
knappen Alimente zu teuer ist.
	 Je prekärer und unsicherer die 
Einkommensverhältnisse sind, des-
to schwieriger ist die Wohnungssu-
che. Bei Haushalten mit Kindern 
wird die Härte etwas gemildert 
durch Mietzinsbeihilfen. Vor allem 
bei Einträgen im Betreibungsregis-
ter befürchtet die Vermieterseite 
Mietzinsausfälle. Auf kommerziel-
ler Ebene ist da die Wohnungssuche 
weitgehend aussichtslos geworden.

Prekäre Wohnungsnot
Die Wohnungsnot hat zur Folge, 
dass viele Menschen zu teuer und 
in prekären Verhältnissen wohnen. 
Haushalte mit gehobenen und si-
cheren Einkommen bleiben dage-
gen oft in langjährigen und günsti-
gen Mietverhältnissen. 
	D ie Härten der Wohnungsnot 
reichen heute bis weit in den Mittel-
stand hinein. Sobald Menschen we-
gen Alter oder Behinderung auf 

Dr. Jürg Meyer, 
Vorstand 
MV Basel, Chef-
Rechtsberater

Wohnungen mit Lift angewiesen 
sind, werden die realen Auswahl-
möglichkeiten bei der Wohnungs-
suche zusätzlich vermindert. Da 
reicht es bei weitem nicht, wenn 
die von uns geforderten höheren 
Grenzwerte für Mietzinse im Rah-
men der Ergänzungsleistungen auf 
an den Rollstuhl gebundene Men-
schen  beschränkt werden. 

Abbrüche verhindern
In regelmässiger Folge gibt das ba-
selstädtische Statistische Amt ei-
nen «Mietpreisraster» genannten 
Überblick über die sogenannt orts- 
und quartierüblichen Mietzinse. 
Unabhängig von unserer Kritik an 
diesem «Raster» zeigen dessen Ta-
bellen deutlich, dass die Mietpreise 
stark abhängig sind vom Alter und 
vom Sanierungsstandard der Woh-
nungen. 
	D araus folgt zwingend, dass zur 
Erhaltung preisgünstiger Wohnun-
gen Abbrüche verhindert werden 
müssen – erst recht wenn sie mit 
Reihenkündigungen verknüpft sind. 
Ebenso sehr müssen aufwändige 
Luxussanierungen mit ihren massi-
ven Mietzinsaufschlägen vermie-
den werden. 
	 Wichtig ist der Vorrang ökologi-
scher Sanierungsziele im Interesse 

des Energiehaushaltes und des Kli-
maschutzes. Die – in der derzeiti-
gen politischen Debatte leider nicht 
unbestrittenen – Förderbeiträge 
müssen hierzu dauernd fortbeste-
hen und weiterhin von den wert-
vermehrenden Investitionen in Ab-
zug gebracht werden.

Menschen haben ein Recht 
zu bleiben
Zusammengefasst lässt sich festhal-
ten: Eine sinnvolle Wohnungspoli-
tik muss darauf abzielen, dass Men-
schen über längere Zeiten in dersel-
ben Wohnung bleiben können, oh-
ne durch Abbrüche oder aufwändige 
Sanierungen vertrieben zu werden. 
Ebenso muss dazu Sorge getragen 
werden, dass durch Förderung des 
gemeinnützigen Wohnungsbaus 
genügend preisgünstige Wohnun-
gen angeboten werden. 
	I n diesem Sinne sind auch aus 
meiner persönlichen Sicht die  
Volksinitiativen des Mieterinnen- 
und Mieterverbands, für die derzeit 
Unterschriften gesammelt werden, 
sehr wichtig.

Schon heute darf ein Bauherr nur 
mit Auflagen (um-) bauen. Unsere 
orange Initiative fügt bei Woh-
nungsnot eine sinnvolle Auflage 
hinzu: Will er ein Miethaus sanieren, 
so darf dies nicht zur Vertreibung 
seiner langjährigen Mietparteien 
aus ihrem Umfeld führen. Konkret 
darf also die neue Miete nicht oder 
nur massvoll höher liegen als die al-
te, wenn seine Rendite schon bisher 
genügend war. Unsere Initiative gibt 
dem Kanton das Mittel «Bewilli-
gungspflicht»/«Mietpreiskontrolle» 
in die Hand, um unsere Quartiere und 
uns Mitbürger/innen letztlich vor 
Massenkündigungen zu schützen.

Wohnen ohne Angst vor Ver-
treibung (JA zu mehr Rücksicht auf 
ältere Mietparteien)

Jubiläumsinitiative III:

Mietpreiskontrolle
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Not 1891, Wohnungsnot heute

Der 13. April fiel auf einen Mon-
tag. Man schrieb noch das 19. 

Jahrhundert. Noch gab es keinen 
FCB und keine BVB, kein Joggeli und 
keine Tramschienen – und doch hat-
te der MV Basel bereits eine Petition 
gesammelt, die er nun, am 13. April 
1891, bei den Basler Behörden ein-
reichte. 
	D amals wie heute bedeutet Peti-
tion das Sammeln von Unterschrif-
ten in täglicher Knochenarbeit. Be-
troffene Mieterinnen und Mieter 
mussten es damals tun, und auch 
heute sammelt man am Burgweg und 
am Steinengraben Petitionen gegen 
Massenkündigungen und Abriss. 
	D amals wie heute ging es um 
Mieterschutz und Wohnungsnot. 
Damals wie heute glaubten gewisse 

Vermieter, die von Mieterseite sauer 
verdienten, pünktlichen monatli-
chen Zinsbeträge seien sowas wie 
ein Lottogewinn, der sich automa-
tisch wiederholt, Monat für Monat.

Not damals, Not heute
Damals hiessen wir »Wohnungsmie-
ther-Verein», heute heissen wir »Bas-
ler Mieterinnen- und Mieterverband» 
oder kurz: «MV Basel 1891». Und wie 
damals nehmen wir auch heute Ein-
fluss auf Recht und Politik, auf Ge-
setze und Gerichte, um Gesundheit 
und Wohnqualität aller zur Miete 
wohnenden Menschen im Stadtkan-
ton zu schützen.
	D ie schlimmen hygienischen Zu-
stände im Jahr 1891 seien nicht zu 
vergleichen mit dem komfortablen 
Leben im Berichtsjahr 2015, hören 
wir. Ja mag sein, und wenn, dann 
dank dem Wohnungsgesetz von 1907, 
das ohne Basler Mieter-«Verein» nicht 

zustande gekommen wäre. Und 
doch: Prekär sind die Zustände auf 
dem Basler Wohnungsmarkt auch 
heute. Bürgerinnen und Bürger wer-
den in Mietzinsspiralen getrieben 
und massengekündigt. Klein- und 
Grossspekulation ist längst salonfä-
hig gemacht worden. Und die Bau-
polizei, deren Pflicht eigentlich der 
Schutz des öffentlichen Lebens und 
der Bevölkerung wäre, befeuert die-
se Spekulation hemmungslos und 
unterstützt den Abbruch von Wohn-
häusern nach Kräften.

Basel plagt 90-Jährige
Not wurde auch im Berichtsjahr 
sichtbar. Da war die alleinerziehen-
de jüngere Frau, die in unserer Sprech-
stunde weinte, weil sie wegen einem 
weiteren Aufschlag kaum mehr Kin-
der und Haushalt zu versorgen wuss-
te. Oder das Mitglied, dessen Ge-
sundheit wegen des Schimmels in 
der Wohnung Schaden nahm, ohne 
dass vom Vermieter Unterstützung 
gekommen wäre.

Patrizia Bernasconi, Geschäftsleiterin 
MV Basel. Beat Leuthardt, 
Co-Geschäftsleiter MV Basel
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Am 15. März 1891 gegründet – und auch im 126. Vereinsjahr geht der Kampf für 
Gerechtigkeit weiter!� (Inserat: «National-Zeitung» vom 14.3.1891, Quelle: Staatsarchiv BS)

	 Wer die Wohnsituation in Basel 
heute schönredet, war an keiner un-
serer immer häufigeren Mietver-
sammlungen mit dabei. Jedesmal 
trifft es auch 80- und 90-Jährige; ei-
ne Sanierungserhöhung oder Kün-
digung setzt ihnen physisch und psy-
chisch besonders zu. Auch sie sind 
Unschuldige, die von der Spekulation 
in Not und Tod getrieben werden. 
	D as muss ändern. Preisanstiege 
im Konsumbereich unterstehen zu 
Recht minimalen staatlichen Kon-
trollinstanzen und Regulierungsbe-
hörden. Coop, Migros oder die SBB 
kommen damit klar. Warum sollen 
solche Ansätze von Regulierung nicht 
auch für Preisanstiege bei Mietzin-
sen gelten? Mit unserer orangen Ini-
tiative «Wohnen ohne Angst vor Ver-
treibung» schlagen wir eine volks-
wirtschaftlich unproblematische Re-
gelung vor. Jung und Alt soll die 
Chance erhalten, ohne Furcht vor 
Verdrängung im gewohnten Umfeld 
und im gewohnten Quartier zu  
leben.

Was er schon 1891 tat, tut 
der MV Basel noch heute: 
Petitionen gegen Wohnungs-
Not sammeln, gegen Kündi-
gungen und Unrecht kämp-
fen, sich für die Schwächeren 
engagieren – die Mieterin-
nen und Mieter.

Solche Begrenzung der Mietzinshö-
hen oder eine gemässigte Mietzins-
kontrolle in Zeiten von Wohnungs-
not ist ein einfaches und nachvoll-
ziehbares Anliegen. Dennoch wird, 
wer sich wie wir gegen das »Natur-
gesetz» der stetig steigenden Miet-
zinse und damit verbunden der über-
zogenen privaten Profite einsetzt, 
an höchster Stelle in die Nähe des 
«DDR-Kommunismus» gerückt.

Soziale Bewilligungspflicht
Wir verlangen nichts anderes als 
Gleichbehandlung des teuersten «Kon-
sumguts» im bürgerlichen Staat – 
der Miete – mit anderen «Konsum-
gütern». Es muss Schluss sein mit 
der Willkür von Anlagestiftungen 
und Kleinspekulanten, welche ohne 
Absprache mit ihren Mietparteien 
Renditesanierungen produzieren 
oder gar Reihenkündigungen aus-
sprechen. Ihre Vorhaben müssen in 
Zeiten von Wohnungsnot endlich ei-
ner sozialen Bewilligungspflicht un-
terstellt werden.
	D ie auch von Basler Politiker/in-
nen wiedergegebene Behauptung, 
der Markt würde es richten, ist eine 
blosse Mär. Und dies seit mindestens 
125 Jahren. Die Geschichte der Mie-
terinnen und Mieter in Basel und in 
Riehen ist eine 125-jährige Dauer-
story gesetzlichen Notrechts und be-
hördlicher Sonderbeschlüsse. So 
schliesst sich der Kreis. 
	 Wir starten ins sechste Viertel-
jahrhundert mit drei Jubiläumsini-
tiativen, einem gut ausgebauten Ser-
viceangebot und viel politischem 
Elan. Achten Sie – wenn sich die Par-
teien vor den Kantonswahlen grad 
mal wieder mieterfreundlich geben 
– erst recht auf das Original: den seit 
125 Jahren Gradlinigen. Den Unbe-
stechlichen. Den MV Basel 1891. 

Am 7. Dezember 2015 schleifen Basel 
und «Zürich» gemeinsam die guten 
und günstigen Rosental-Wohnhäuser
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JETZT UNTERZEICHNEN! UND 3 LINIEN FÜLLEN!
Die orange Initiative fordert Wohnschutz auch für ältere und langjährige Miet-
parteien. Bitte füllen Sie jetzt den beiliegenden Bogen aus! Nehmen Sie sich ei-
nen Moment Zeit und lassen Sie 2 weitere Nachbar/innen ausfüllen und retour-
nieren Sie uns die Karte ohne Zögern. Ihre Unterstützung ist wertvoll, jede 
Unterschrift zählt! – Und bitte überlegen Sie, ob eine kleine (oder grosse) Spen-
de in Ihrem Budget drinliegt. Im Hinblick auf den Abstimmungskampf, den uns 
die Vermieterseite bestimmt so teuer wie möglich machen wird, sind wir für 
jeden Batzen froh und dankbar!


